
— dem Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marke, 
Muster und Modelle) die Kosten des Verfahrens aufzuerle­
gen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Betroffene Gemeinschaftsmarke: die Wortmarke „carcheck“ für Wa­
ren und Dienstleistungen der Klassen 9, 16, 35, 36, 38, 41, 42 
und 45 (Anmeldung Nr. 7 368 681) 

Entscheidung des Prüfers: teilweise Zurückweisung der Anmeldung 

Entscheidung der Beschwerdekammer: teilweise Aufhebung der Ent­
scheidung des Prüfers 

Klagegründe: Verstoß gegen Art. 7 Abs. 1 Buchst. c der Verord­
nung Nr. 40/94 ( 1 ), da die Beschwerdekammer das absolute 
Eintragungshindernis des ausschließlich beschreibenden Charak­
ters der eine Marke bildenden Zeichen zu weit ausgelegt habe 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 40/94 des Rates vom 20. Dezember 1993 über 
die Gemeinschaftsmarke (ABl. 1994, L 11, S. 1-36). 

Klage, eingereicht am 19. Januar 2010 — Steinberg/ 
Kommission 

(Rechtssache T-17/10) 

(2010/C 80/60) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Parteien 

Kläger: Gerald Steinberg (Jerusalem, Israel) (Prozessbevollmäch­
tigter: Rechtsanwalt T. Asserson) 

Beklagte: Europäische Kommission 

Anträge 

Der Kläger beantragt 

— die Nichtigerklärung der angefochtenen Entscheidung; 

— die Gewährung des Zugangs zu den genannten Dokumenten 
binnen 15 Tagen; 

— Kostenersatz; 

— den Erlass jeder anderen Maßnahme, die das Gericht für 
angemessen erachtet. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Mit der vorliegenden Klage beantragt der Kläger die Nichtig­
erklärung der Entscheidung der Kommission, die beim Kläger 
am 22. November 2009 einging, mit der sein Antrag gemäß 
Verordnung Nr. 1049/2001 ( 1 ) auf Zugang zu Dokumenten im 
Zusammenhang mit Förderentscheidungen über Zuschüsse für 
israelische und palästinische Nichtregierungsorganisationen für 
die letzten drei Jahre im Rahmen der Programme „Partnerschaft 
für den Frieden“ (PfF) und „Europäisches Instrument für Demo­
kratie und Menschenrechte“ (EIDMR) teilweise abgelehnt worden 
sei. 

Der Kläger stützt seine Klage auf vier Klagegründe: 

Erstens habe die Beklagte durch die Nichtgewährung des Zu­
gangs zu den angeforderten Dokumenten gegen Art. 2 der Ver­
ordnung Nr. 1049/2001 verstoßen. 

Zweitens habe die Beklagte durch die Verweigerung des voll­
ständigen Zugangs zu den angeforderten Dokumenten gegen 
Art. 4 der Verordnung Nr. 1049/2001 verstoßen, weil sein 
Antrag unter keine der in diesem Artikel vorgesehenen Ausnah­
meregelungen falle. Darüber hinaus bestehe sogar bei Anwen­
dung der Ausnahmeregelungen auf seinen Antrag, quod non, für 
den Zugang von Organisationen der Zivilgesellschaft zu den 
angeforderten Dokumenten ein „überwiegendes öffentliches In­
teresse an der Verbreitung“. 

Drittens habe die Beklagte dadurch, dass sie sich für die Beant­
wortung seines Zweitantrags fast sechs Monate Zeit gelassen 
habe, obwohl sie nach der Verordnung Nr. 1049/2001 inner­
halb von 15 Arbeitstagen ab Antrag hätte antworten müssen, 
gegen Art. 7 der Verordnung Nr. 1049/2001 verstoßen. 

Viertens habe die Beklagte den Antrag nicht „unverzüglich“ ge­
prüft und daher gegen Art. 8 der Verordnung Nr. 1049/2001 
verstoßen. 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 30. Mai 2001 über den Zugang der Öffentlichkeit zu 
Dokumenten des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kom­
mission (ABl. 2001, L 145, S. 43).

DE C 80/36 Amtsblatt der Europäischen Union 27.3.2010


